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Im September haben die Schweden „Nein“
gesagt zum Euro. Das ist schade – vor allem
für Schweden selbst. Aber Europa geht da-
ran nicht zugrunde. Das Abstimmungs-
ergebnis weist allerdings auf ein Problem,
das uns alle angeht: Während die Euro-
päische Union immer wichtiger wird, wol-
len immer mehr Menschen immer weniger
mit ihr zu tun haben. Sie verstehen sie
nicht. Das ist die erste Herausforderung für
die neue Verfassung: Sie soll Europa und
die Bürger einander wieder näher bringen. 

Im letzten halben Jahr haben neun europäi-
sche Völker mit großer Mehrheit „Ja“ zur
Europäischen Union gesagt. Sie ist attraktiv.
Das ist gut. Aber eine größere Union ist
noch lange keine stärkere Union. Mit der
Größe wächst auch die Gefahr der Auf-
lösung. Das ist die zweite Herausforderung
für die Verfassung: Sie muss die Europä-
ische Union auf eine breitere demokratische
Grundlage stellen und politisch führbar
machen. Das wird sie festigen und stärken. 

In den letzten zwölf Monaten hat Europa in
der Welt eine jämmerliche Rolle gespielt.
Der Krieg im Irak hat noch einmal gezeigt,
welches Bild Europa der Welt bietet: orien-
tierungslos, zerrissen, einflusslos. Eine neue
Weltordnung bildet sich heraus – jetzt –
nicht erst in zehn Jahren. Einzeln werden
die europäischen Staaten zum Spielmaterial
für andere. Nur gemeinsam sind sie Mit-
spieler. Das ist die dritte Herausforderung
für die Verfassung: Europa weltweit hand-
lungsfähig machen als Antwort auf die
Globalisierung. 

Natürlich hat der Konvent keinen sozialde-
mokratischen Verfassungsentwurf geschrie-
ben. Aber unsere Handschrift ist deutlicher
erkennbar als in den alten EU-Verträgen.
Die neuen Schlüsselbegriffe sind „Gleich-
heit“, „Gerechtigkeit“ und „Solidarität“. 
Die europäische Grundrechtecharta wird
rechtsverbindlicher Teil der Verfassung.
Damit bekommen zum ersten Mal in Eu-
ropa auch soziale Grundrechte Verfassungs-

VORWORT

„25 souveräne Staaten, die jahrhundertelang
mit Krieg, Raub und Verwüstung übereinan-
der hergefallen sind, verbinden ihr politisches
Schicksal miteinander.“

Klaus Hänsch, MdEP 
Mitglied des Präsidiums des Verfassungskonvents, 
Präsident des Europäischen Parlaments a. D. 
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rang. Die Verfassung beschreibt die Eu-
ropäische Union als einen Raum der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts. Die
Europäische Union bekommt eine neue
Dimension. Sie reicht weit über das Europa
des Marktes hinaus. 

In den Verfassungsentwurf haben auch 
sozialdemokratische Politikziele Eingang
gefunden. Früher hieß es, Europa ist eine
„offene Marktwirtschaft“, künftig wird es
heißen: eine „soziale Marktwirtschaft“.
„Nachhaltigkeit“, „Gleichstellung von Frau-
en und Männern“, „Umweltschutz auf ho-
hem Niveau“, „Verbraucherschutz“, „sozi-
ale Sicherheit“: Die Verfassung schafft den
Rahmen für ein sozialeres Europa, gefüllt
werden muss er durch uns. Dafür brauchen
wir politische Mehrheiten – auch in Europa. 

Die europäischen Sozialdemokraten haben
den Entwurf der europäischen Verfassung
im Konvent voll mitgetragen. Gewiss wurde
nicht alles erreicht, was wünschenswert ist.
Und nicht alles, was erreicht wurde, ist hun-
dertprozentig gelungen. Kompromisse wa-
ren nötig. Sie sind niemandem leicht gefal-
len. Aber zum ersten Mal sind es keine
Kompromisse auf dem kleinsten gemeinsa-
men Nenner. Und der Verfassungsentwurf
ist keine bloße Zusammenstellung von
Kompromissen geworden, sondern ein in
sich stimmiges Ganzes geblieben. 

Ende 2003 werden die Staats- und
Regierungschefs über den Entwurf ent-
scheiden. Er wird in seinen wichtigen Ele-
menten unverändert bleiben oder es wird
überhaupt keine Verfassung geben. „Wenn
wir den Sack aufmachen, bekommen wir
ihn nicht wieder zu“, hat Bundeskanzler
Gerhard Schröder gesagt. Er hat Recht.
Deshalb widersetzen wir uns allen Versu-
chen, das Kompromisspaket wieder aufzu-
schnüren.

Mit diesem „THEMA EUROPA“ wollen wir
informieren, erläutern, Verständnis fördern
und Zustimmung gewinnen. Dabei geht es
uns um mehr als nur um neue Institutionen,
Verfahren und Zuständigkeiten. Die Ver-
fassung ist ein Angebot an die Bürger, das es
in der Geschichte der Völker Europas noch
nie gegeben hat: 25 souveräne Staaten, die
jahrhundertelang mit Krieg, Raub und
Verwüstung übereinander hergefallen sind,
verbinden ihr politisches Schicksal mitein-
ander. So viele Völker, die durch Geographie
und Geschichte unterschiedlich geprägt
sind und ihre Gewohnheiten, Sprachen und
Identitäten bewahren wollen, geben ihrem
Zusammenleben eine gemeinsame demo-
kratische Grundlage. Das ist die Vision für
die Zukunft unseres alten Kontinents. Ihre
Verwirklichung erfordert politischen Mut
und Vertrauen. Wir deutschen Sozialdemo-
kraten haben diesen Mut und dieses
Vertrauen. 
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Fünfzig Jahre europäische Integration ha-
ben dem europäischen Kontinent Frieden,
Sicherheit und bisher nicht gekannten
Wohlstand gebracht. Die Europäische
Union ist ein wichtiger Teil unserer poli-
tischen Wirklichkeit in Europa. In einer
Welt, in der Chancen und Risiken immer
globaler werden, ist die Zusammenarbeit
über nationale Grenzen hinweg unabding-
bar. Umweltschutz, der Kampf gegen den
internationalen Terrorismus und Krimina-
lität, die Reduzierung der Armut und die
Sicherung unseres Sozialmodells – all das
ist nur gemeinsam in Europa zu schaffen.

Gerade weil die Europäische Integration
eine Erfolgsgeschichte ist, muss sie ständig
angepasst werden. Wir haben einen weiten
Weg zurückgelegt seit den Verträgen der
Montan-Union (EGKS) vor mehr als fünfzig
Jahren. Und Europa wächst. Das Modell ist
so erfolgreich, dass immer mehr Länder an
der friedlichen Zusammenarbeit teilneh-
men wollen. Die EU ist ein Magnet der Hoff-
nung für viele Völker, die im vergangenen
Jahrhundert unter Kriegen und Unter-
drückung gelitten haben. Die friedlichen
Revolutionen von 1989 haben der Europä-
ischen Union die Verantwortung auferlegt,

die Vereinigung des Kontinents zu vollen-
den. Die Erweiterung um zehn neue Mit-
gliedstaaten im Jahr 2004 ist sichtbares
Zeichen dieser historischen Entwicklung. 

Das geeinte Europa muss jetzt auf ein so-
lides Fundament gestellt werden. Die EU
braucht eine Verfassung, die sicherstellt,
dass die Erweiterung mit einer Vertiefung
der Integration zusammen geht. Die Verfas-
sung muss Europa in die Lage versetzen,
mit 25 und später mit 30 oder noch mehr
Mitgliedstaaten die gemeinsamen Ziele
unseres Kontinents zu verfolgen: Frieden,
Sicherheit, Freiheit und Wohlstand für alle
Menschen in der EU. Das Europa der tra-
ditionellen Regierungsverträge ist dieser
Aufgabe nicht mehr gewachsen. Die Euro-
päische Verfassung ist ein Vertrag mit den
Bürgerinnen und Bürgern. Deshalb war es
richtig und wichtig, dass ein Konvent unter
Beteiligung aller Parlamente und mit Kon-
sultation der Zivilgesellschaft den Verfas-
sungsentwurf ausgearbeitet hat.

Die Europäische Union muss einfacher und
verständlicher werden. Die vielen europä-
ischen Verträge müssen durch eine Verfas-
sung ersetzt werden, die klar regelt, wofür
wir eine Europäische Union brauchen und
wer für was verantwortlich ist. Immer 

1. EUROPÄISCHER VERFASSUNGSPROZESS

Jo Leinen MdEP 
(links) und der
Präsident des
Verfassungs-Konvents,
Valéry Giscard
d´Estaing, präsentie-
ren den Entwurf für
eine Europäische
Verfassung.

Am 18. April 1951 unterzeichnen Belgien, die Bundesrepublik
Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und die Nie-
derlande den Vertrag zur Gründung der „Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl“ (EGKS oder Montan-Union).
3. v. r. Bundeskanzler und Außenminister Konrad Adenauer.
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wieder hat das Europäische Parlament ge-
fordert, die Einigung Europas demokratisch
und transparent zu gestalten. Die Sozialde-
mokratinnen und Sozialdemokraten in
Europa haben insbesondere dafür gearbei-
tet, ein Europa zu schaffen, das nicht nur
die Märkte und den Wettbewerb fördert,
sondern auch soziale Sicherheit und
Arbeitsplätze schafft. Das Gesellschafts-
modell der sozialen Marktwirtschaft muss
mit der Europäischen Verfassung in ganz
Europa Wirklichkeit werden.

Nach der wenig erfolgreichen Regierungs-
konferenz von Nizza im Jahr 2000 wurde
klar, dass vor der Erweiterung im Jahr 2004
Entscheidungen von grundsätzlicher Be-
deutung getroffen werden mussten. Die
Staats- und Regierungschefs haben eingese-
hen, dass eine neue Methode notwendig ist,
um Europa voran zu bringen. Sie setzten
daher im Februar 2002 den Konvent zur Zu-
kunft der Europäischen Union ein, um alle
wichtigen Kräfte Europas an der Bewälti-
gung dieser großen Aufgabe zu beteiligen.
104 Vertreterinnen und Vertreter der natio-
nalen Parlamente, des Europäischen Parla-
ments, der nationalen Regierungen und der

Kommission haben unter der Leitung von
Valérie Giscard d'Estaing, die Grundlagen
der Europäischen Einigung beraten und
entschieden.

Der Konvent hörte ein breites Spektrum von
Meinungen aus der Zivilgesellschaft, wobei
vor allem die Jugend Gelegenheit hatte, ihre
Wünsche und Vorstellungen einzubringen.
Der Konvent hat nach 16 Monaten das
unmöglich Scheinende geschafft: Es wurde
ein Konsens über den Verfassungsentwurf

gefunden. Bewährtes wurde
weiter entwickelt, und verkru-
stete Strukturen wurden auf-
gebrochen. Am Ende haben
die Konventsmitglieder den
Kompromiss gesucht, so dass
Konventspräsident Giscard
d'Estaing am 18. Juli den
Staats- und Regierungschefs
den Entwurf für das Europa
der Zukunft präsentieren
konnte.

Die Konventsmethode hat
sich bewährt. Mit ihr ist es
gelungen, einen einzigen Ver-
fassungsentwurf vorzulegen,
die Charta der Grundrechte
zu einem verbindlichen Be-

standteil der Verfassung zu machen, die Ge-
setzgebungsverfahren der EU einfacher und
demokratischer zu gestalten, die Kompe-
tenzen der EU klarer abzugrenzen, die In-
stitutionen und Politiken der Union in
Zukunft effizienter und die EU nach außen
handlungsfähiger zu machen. Die folgenden
Kapitel beleuchten den Fortschritt, der auf
dem Weg zu mehr Demokratie, mehr Klar-
heit und mehr Handlungsfähigkeit erzielt
wurde. Der Entwurf für die Europäische
Verfassung ist ein wichtiger Meilenstein in
der Entwicklung der Europäischen Union.
Die EU der Zukunft wird auf dieser Verfas-
sung weiter gebaut werden.

Der griechische
Premierminister und

EU-Ratspräsident
Kostas Simitis (l.) 

präsentiert am 
20. Juni 2003 ge-
meinsam mit dem

Präsidenten des
Europäischen

Konvents, Valéry
Giscard d´Estaing, 

den Entwurf der
Europäischen

Verfassung
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2.1 Europas Werte und Ziele

Eine Voraussetzung für die Akzeptanz der
europäischen Integration ist Klarheit darü-
ber, warum und wozu wir die Union über-
haupt brauchen. Die Bürgerinnen und Bür-
ger müssen davon überzeugt sein, dass
bestimmte Ziele am besten mit den Mitteln
der europäischen Zusammenarbeit erreicht
werden können. Die Ziele der Europäischen
Union müssen deshalb an den grundlegen-
den Werten, die allen Mitgliedstaaten ge-
meinsam sind, ausgerichtet werden. Des-
halb hat der Konvent der Entscheidung
über die Werte und Ziele der EU viel Auf-
merksamkeit gewidmet und die entspre-
chenden Artikel an den Anfang der Verfas-
sung gestellt.

Die Werte der Europäischen Union haben
sich in der langen Geschichte der Mitglied-
staaten und in fünfzig Jahren europäischer
Integration entwickelt. Sie sind nun im
Verfassungsentwurf formuliert als: 

„Menschenwürde, Freiheit, Demokratie,
Gleichheit, Rechtstaatlichkeit, und die
Wahrung der Menschenrechte“ (Artikel I-2). 

Zur Verwirklichung dieser Werte setzt sich
die Europäische Union zum Ziel, einen
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts sowie einen funktionierenden Bin-
nenmarkt mit der Freizügigkeit des Per-
sonen-, Waren-, Dienstleistungs- und Ka-
pitalverkehrs zu schaffen. Dabei müssen
nachhaltiges Wachstum, Wettbewerbsfähig-
keit, Umweltschutz und die Gleichstellung
von Männern und Frauen erreicht werden.
Auf Initiative der sozialdemokratischen Mit-
glieder im Konvent enthält der Aufgaben-
katalog der EU jetzt auch die Ziele „Voll-
beschäftigung“ und „sozialer Fortschritt“
als Ausdruck unseres Verständnisses von
Menschenwürde. Die EU verpflichtet sich
darüber hinaus, ihre Werte nach außen zu

vertreten und dazu eine solidari-
sche Welt auf Basis des Völker-
rechtes und der Charta der Ver-
einten Nationen anzustreben. 

Um diese Werte und Ziele auch
effektiv umsetzen zu können,
muss die EU verständlicher und
handlungsfähiger werden. Die
Europäische Integration ist ein
historischer Prozess. Das Gerüst
der Europäischen Union besteht
aus Verträgen über die Zusam-
menarbeit zwischen einzelnen
Mitgliedstaaten. Am Anfang standen die
Verträge über die gemeinsame Verwaltung
der „kriegswichtigen“ Industriezweige Koh-
le und Stahl zwischen Deutschland, Frank-
reich, Italien und den drei Beneluxstaaten.
Dazu kamen im Laufe der Zeit Verträge
über die Nutzung der Atomenergie (Eura-
tom), über die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft und die Schaffung eines ge-

2. MEHR KLARHEIT

                  

           

  
                    
                       
                      

               

        

     
          

      
       
     

        
        

       

          

             
    

        

     

       

       

         
          

      

         

        
       

                
                 

      

         

       
       

                   
                                           
                                          

                   
                            
                                

                    
                         

                    
                      
                     

                    
                      
                         
                      
  
                    
                               
                             
                            
                       
                        
                            
                            

                                                                  
                                                      

Das Gerüst der 
Europäischen Union:

1956 erscheinen
erstmals in den

sechs Mitglieds-
ländern der EGKS

gemeinsame Europa-
Briefmarken.



und konnten deshalb nur kosmetische
Änderungen vornehmen. Deshalb bestand
die EU im Jahr 2003 aus mehr als 800 
Vertragsartikeln, so dass selbst Experten
einige Schwierigkeiten haben genau zu wis-
sen, welche Institutionen und Verfahren
zuständig sind und wer für was verantwort-
lich ist.

Der Verfassungsprozesses sollte darum
mehr Klarheit schaffen. Nur wenn die
Bürgerinnen und Bürger verstehen, was
genau die Aufgaben der Europäische Union
sind, mit welchen Mitteln und mit welcher
Verantwortlichkeit gearbeitet wird, können
sie die EU demokratisch kontrollieren.
Diese Kontrolle ist notwendig, damit die
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meinsamen Binnenmarktes (Römische Ver-
träge) sowie 1991 der Maastrichter Vertrag
über die Europäischen Union mit der
Gründung der Währungsunion und den er-
sten Ansätzen einer Gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik sowie der Zusammen-
arbeit im Bereich Innen- und Justizpolitik. 

2.2 Das Europäische Vertragswerk: 
Vereinfachung und Verschlankung

Die Europa-Verträge wurden im Lauf der
Zeit häufig geändert. Immer wenn ein neu-
er Vertrag geschlossen wurde, geschah dies
als Hinzufügung, ohne dass deshalb die
älteren Verträge ungültig wurden. Gleich-
zeitig entwickelte die Integration eine Dy-
namik, die das Gesamtgebilde zunehmend
kompliziert machte: neue Länder traten der
EU bei (Großbritannien, Dänemark und
Irland 1973, Griechenland 1981, Spanien
und Portugal 1986, Finnland, Österreich
und Schweden 1996) und neue Institu-
tionen wurden geschaffen. Zwar hatte zum
Beispiel schon der Vertrag von Rom 1957
vorgesehen, ein Europäisches Parlament zu
schaffen, es wurde aber erst 1979 zum
ersten Mal direkt gewählt. 1991 kamen der
Ausschuss der Regionen, die Europäische
Zentralbank und der Europäische Bürger-
beauftragte hinzu. Verschiedene Überarbei-
tungen der Verträge (in Amsterdam 1996
und Nizza 2000) konnten das Problem der
Komplexität nicht lösen, denn sie gingen
immer von den bestehenden Verträgen aus

1991 wurde in 
der Europäischen
Union das Amt 
des „Europäischen
Bürgerbeauftrag-
ten“ eingerichtet.
Im Bild der 
amtierende 
EU-Ombudsman
Nikiforos
Diamandouros

Mehr als 800 einzelne Vertragsartikel halten im Jahr
2003 Europa zusammen. Die Europäische Verfassung
soll die bisherige Unübersichtlichkeit durch Klarheit und
Transparenz ersetzen. Dann werden die Karikaturisten
(Horst Haitzinger 1986: „Europäische Einheit“) um ein
Sujet ärmer werden und der europäische Amtsschimmel
ein wenig leiser wiehern.
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europäische Einigung akzeptiert wird.
Integration bedeutet, dass die National-
staaten einige ihrer traditionellen Aufgaben
und Zuständigkeiten an die EU abgeben
und sie gemeinsam mit den anderen
Mitgliedsländern wahrnehmen. In allen EU
Mitgliedstaaten gelten die Prinzipien des
demokratischen Rechtsstaates, der parla-
mentarischen Kontrolle und der Gewal-
tenteilung. Damit Bürgerinnen und Bürger
die Übertragung ihrer Macht von der natio-
nalen auf die europäische Ebene unterstüt-
zen können, müssen die selben demokrati-
schen Grundsätze auch für die EU gelten.

Der Konvent hat die Grundsatzentscheidung
getroffen, einen Vertragsentwurf vorzulegen,

der die anderen Verträge ersetzt. Nur der Ver-
trag zur Europäischen Atomgemeinschaft
(EURATOM) bleibt ein eigenständiger Ver-
trag, der dringend noch zu überarbeiten ist,
weil die einseitige Förderung der Atomener-
gie aus den 50er Jahren heute nicht mehr
zeitgemäß ist. Natürlich ist die Europäische
Union auch weiterhin ein eigenständiges
„sui generis“ System, das sich in Zukunft
weiter entwickeln muss. Die Verfassung
kann deswegen kein kurzer Text mit weni-
gen Artikeln sein; sie beinhaltet neben Insti-
tutionen und Verfahren auch die einzelnen
Politikfelder und natürlich den Grundrech-
tekatalog der Union. Trotzdem ist die neue
Verfassung nur halb so umfangreich wie die
alten Verträge und sie ist klar gegliedert: 

Teil 1 enthält in 59 Arti-
keln den wichtigen Verfas-
sungsteil, der die Ziele und
Grundsätze der Union be-
schreibt, ihre Zuständig-
keiten regelt und die In-
stitutionen und Verfahren
klärt, mit denen die EU
ihre Politiken umsetzt.

Teil 2 besteht aus den 54
Artikeln der Europäischen
Grundrechtecharta, die den
Bürgerinnen und Bürgern
nun, da sie Teil der Verfas-
sung geworden ist, diese
Rechte zusichert, notfalls
mit einer Klage vor dem
Europäischen Gerichtshof.

Teil 3 der Verfassung be-
handelt die verschiedenen
Politiken der EU. In die-
sem Abschnitt wird im
Einzelnen geregelt, auf
welchen Gebieten die Eu-
ropäische Union tätig
wird. 

Teil 4 schließlich besteht
aus den allgemeinen Be-
stimmungen, wie zum Bei-
spiel der Frage, wann der
Vertrag in Kraft tritt und
wie er zu ändern ist. 

DIE EURO
PAISC

HE
VERFASSUNG

 IST
KLAR G

EG
LIEDERT

..



sche Kontrolle durch die Bürger geschaffen. 
Gleichzeitig mussten auch die Verfahren
vereinfacht werden, nach denen Beschlüsse
in der Europäischen Union gefasst werden.
Die EU ist eine Gemeinschaft der Staaten
und der Bürger. An den Entscheidungen
sind immer drei Akteure beteiligt: die Eu-
ropäische Kommission mit ihrem Recht,
neue Gesetzesinitiativen vorzuschlagen, das
Europäische Parlament als Vertreter der
Bürgerinnen und Bürger und der Minister-
rat als Vertretung der Mitgliedstaaten.
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2.3 Einfachere Gesetzgebung und mehr 
demokratische Kontrolle

Mit dieser Verfassung wird es einfacher für
die Bürger nachzuprüfen, wann die EU han-
deln sollte und wann nicht, nach welchen
Gesichtspunkten sich ihre Aktionen richten
müssen und wie intensiv die Union tätig
wird. Insofern hat die Verfassung hier schon
einen großen Beitrag zu einer verständliche-
ren Union geleistet. Damit werden die Vo-
raussetzungen für eine bessere demokrati-
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Im Zusammenspiel dieser drei Institutionen
haben sich im Laufe der Integration viele
verschiedene Verfahren entwickelt, je nach-
dem, welches Thema behandelt wird und
welche Institution mit welchen Befugnissen
beteiligt ist. Die Zahl der Gesetzgebungs-
verfahren in der Europäischen Union
schwankte, je nach Zählweise, zwischen 25
und 30. Außerdem ist die Bezeichnung der
Rechtsakte der EU, von Verordnung über
Richtlinie bis Beschluss, oft verwirrend. Es
ist klar, dass diese Situation nicht gut für die
Verständlichkeit der EU sein kann.

Artikel I-35 der Verfassung legt deshalb eini-
ge grundlegende Prinzipien fest, nach denen
die EU ihre Vorschriften erlassen muss. Die
Verfassung sieht sechs verschiedene Kate-
gorien von Rechtsakten vor, von denen die
beiden wichtigsten das „Europäische Ge-
setz“ und das „Europäische Rahmengesetz“
sind. Diese Bezeichnungen machen deut-
lich, dass es sich beim Europäischen Gesetz
um eine direkt wirksame Reglung der eu-
ropäischen Ebene handelt und beim Rah-
mengesetz um eine Bestimmung, die einen
gemeinsamen europäischen Rahmen schafft,
für dessen genauere Ausgestaltung aber den
Mitgliedstaaten einen Spielraum lässt. 

Hinsichtlich der Gesetzgebungsverfahren
sieht die Verfassung vor, dass das Verfahren
der „Mitentscheidung“ des Europäischen
Parlaments zusammen mit der Abstimmung
im Ministerrat (mit qualifizierter Mehrheit)
die Regel sein sollen. Das „Mitentschei-
dungsverfahren“ bedeutet, dass die Europä-
ische Kommission einen Gesetzesvorschlag
unterbreitet und das Parlament und der
Ministerrat gemeinsam entscheiden. Die
Abstimmung mit qualifizierter Mehrheit
bedeutet, dass im Rat die Mitgliedstaaten
nicht mehr einstimmig entscheiden, son-
dern dass ein Vorschlag angenommen wird,
wenn ihm die Mehrheit der Mitgliedstaaten
zustimmt, die mindestens 60 % der EU-Be-

Zu den drei 
demokratischen
Entscheidungsebenen
in der Bundesrepublik
Deutschland ist eine
vierte hinzugekom-
men: die europäische.
Von unten nach oben
gilt: Die Zuständig-
keiten und Verant-
wortlichkeiten sollen
dort liegen, wo sie 
am nächsten bei den
Bürgern sind. Von
unten nach oben:
Rathaus der
Hansestadt Rostock, 
der Landtag von
Mecklenburg-
Vorpommern in
Schwerin, der
Deutsche Bundestag
in Berlin, das Euro-
päische Parlament 
in Straßburg.
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völkerung repräsentiert. Mit diesem System
der doppelten Mehrheit wird die kompli-
zierte Gewichtung der Stimmen einzelner
Staaten im Ministerrat, wie sie im Nizzaver-
trag vorgesehen war, überflüssig. Das Bevöl-
kerungskriterium sorgt dafür, dass große
Staaten wie Deutschland, das in der EU mit
25 Mitgliedstaaten etwa 20 % der Bevölke-
rung stellt, angemessen berücksichtigt werden.

Diese Vereinfachungen sind große Fort-
schritte für die Durchschaubarkeit der
Europapolitik. Es gibt zwar in der Verfas-
sung immer noch eine Reihe von Aus-
nahmen von der allgemeinen Regel, so dass
es im Einzelfall notwendig bleibt, in die
Verfassung zu sehen, welches Verfahren für
ein bestimmtes Politikfeld gilt. Diese Aus-
nahmen sind nötig, da der Integrationsgrad
verschiedener Politikbereiche immer noch
unterschiedlich ist: in der Außen- und
Sicherheitspolitik haben die Mitgliedstaa-
ten zur Zeit noch Vorbehalte, Entscheidun-
gen mit Mehrheit zu treffen – das ist bei
Regelungen zum Europäischen Binnen-
markt, wo die Zusammenarbeit seit Jahren
läuft, fast nicht mehr der Fall. Aber mit den
Grundregeln der Verfassung ist jetzt der
Trend gestoppt, dass jeder weitere Integra-
tionsschritt eine zusätzliche Verkomplizie-
rung bedeutet. Auf der Basis der Verfassung

kann die EU nach und nach die Ausnahmen
abschaffen und Entscheidungen in das nor-
male Verfahren der Mitentscheidung mit
Mehrheitsabstimmung überführen.

2.4 Verteilung der Zuständigkeiten

Zu einer verständlichen Europäischen
Union gehört auch, dass die Bürgerinnen
und Bürger nachvollziehen können, was die
Europäische Union macht und warum. In
den vergangenen Jahren hat es darüber
immer wieder Streit gegeben. Es ist der
Eindruck entstanden, die EU würde Initia-
tiven ergreifen und Kompetenzen beanspru-
chen, die ihr nicht zustehen oder, noch
schlimmer, die auf der nationalen oder
regionalen Ebene besser hätten getroffen
werden können. Dieser Kompetenzstreit hat
viel mit der vermeintlichen aber auch ge-
fühlten Bürgernähe von politischen Ent-
scheidungen zu tun. Grundsätzlich sollte
bei allen Entscheidungen gelten, dass sie so
nah wie möglich bei den Bürgern getroffen
werden müssen, das heißt, auf der jeweils
niedrigsten politischen Ebene. Im Födera-
lismus der Bundesrepublik Deutschland
haben wir es mit mindestens drei Ebenen
zu tun, der Kommunal-, der Länder- und
der Bundesebene. Auch in diesem System
wird gerne und viel darüber gestritten, wer
wofür zuständig und verantwortlich ist – im
Guten wie im Schlechten. Die europäische
Ebene ist jetzt als vierte hinzu gekommen.

Für das Handeln der Europäischen Union gilt
grundsätzlich, dass die EU nur die Zustän-
digkeiten besitzt, die ihr von den Mitglied-
staaten übertragen werden – das sogenannte
Prinzip der „begrenzten Einzelermächti-
gung“, das in der Verfassung verankert ist.
Die zweite Säule der EU Kompetenzord-
nung ist der Gedanke der größtmöglichen
Bürgernähe, das schon im Vertrag von
Maastricht (1991) mit dem Prinzip der

In nationalem
Alleingang können
Fragen der
Einwanderung und
des Asyls längst
nicht mehr gelöst
werden: typische
europäische
Themenfelder.
Flüchtlingsdrama
bei St. Raphael an
der Côte d´Azur: am
17. Februar 2001
stranden 900 kurdi-
sche Flüchtlinge in
Südfrankreich.



15

THEMA EUROPA: Start in die erste Europäische Verfassung 10/2003 

„Subsidiarität“ verankert wurde. Trotzdem
blieb das Gefühl, die EU würde unberechtigt
neue Zuständigkeiten an sich ziehen und
immer mehr Entscheidungen auf der
Brüsseler Ebene treffen. Deshalb war es die
Aufgabe des Konvents, eine klarere Vertei-
lung der Kompetenzen zwischen den Ebe-
nen  regional - national - europäisch zu
schaffen. Der Konvent erkannte aber
schnell, dass eine zu starre Festlegung von
Kompetenzen der Wirklichkeit nicht ge-
recht wird. In der globalisierten Welt ent-
wickeln sich die Probleme schnell und auch
die Lösungen müssen flexibel sein. Ein
Umweltproblem, das heute noch lokal be-
grenzbar oder auf der regionalen Ebene zu
lösen ist, kann morgen schon zu einem na-
tionalen oder sogar kontinentalen Risiko
werden. Menschen und Waren bewegen
sich immer häufiger und schneller über
Grenzen hinweg. Zum Beispiel können Fra-
gen der Einwanderung und des Asyls längst
nicht mehr national im Alleingang gelöst
werden – der klassische Fall eines 'neuen'
europäischen Themenfeldes.

2.5 Die Kompetenzkategorien

Die Europäische Verfassung (Titel III
„Zuständigkeiten“) sieht drei Kategorien
von Zuständigkeiten vor, nämlich 

1) solche, die den Mitgliedstaaten allein 
zustehen, 

2) solche, bei denen die Mitgliedstaaten 
insoweit handeln, wie die Europäische 
Union nicht tätig wird (die sogenannten 
„geteilten“ Zuständigkeiten) und

3) solche, bei denen die Mitgliedstaaten die 
Verantwortung an die Union übertragen 
haben (ausschließliche Kompetenzen 
der EU). 

Zur letzten Kategorie, den „ausschließ-
lichen Zuständigkeiten der EU“ gehören

zum Beispiel die Währungspolitik für alle
Länder, die dem Euro angehören – denn mit
einer gemeinsamen Währung ist es nicht
mehr möglich, dass jedes Land seine eigene
Währungspolitik betreibt. Ebenso ist die EU
allein verantwortlich für die gemeinsame
Handelspolitik und den Abschluss interna-
tionaler Abkommen. Zölle oder Handels-
präferenzen können nur noch gemeinsam
entschieden werden. 

Die Kategorie der „geteilten Zuständig-
keiten“ zwischen Union und Mitgliedstaa-
ten umfasst etliche Bereiche, in denen es
schon eine intensive Zusammenarbeit auf
Grund des Binnenmarktes gibt: so zum
Beispiel Landwirtschaft und Fischerei,
Verkehr, Energie, Umweltschutz, bestimmte
Bereiche der Innen-, Justiz-, und Sozialpo-
litik. Vor allem in dieser Kategorie werden
in den nächsten Jahren Verschiebungen der

In Euro-Land kann
nicht jedes Mitglied
seine eigene
Währungspolitik
betreiben:
Die Europäische
Zentralbank (EZB) in
Frankfurt am Main.
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Zuständigkeiten nach oben oder auch
zurück nach unten an die Mitgliedstaaten
oder ihre Regionen zu erwarten sein. 

Schließlich gibt es einige wichtige Politik-
felder, in denen besondere Vorschriften vor-
handen sind. Dies gilt insbesondere für die
Außen- und Sicherheitspolitik, in der die
Einheit der EU  zum eigenständigen Han-
deln noch erreicht werden muss. Es betrifft
aber auch den sensiblen Bereich der Wirt-
schafts- und Beschäftigungspolitik, wo die
gegenseitige Abhängigkeit der Mitglied-
staaten zwar offensichtlich ist, es bisher
aber für die Europäische Union nur eine
Koordinierungsrolle gibt (Art I-14).  

Mit der neuen Einteilung der Zuständig-
keiten wird die Verantwortlichkeit in der
EU klarer, ohne dass der Spielraum für not-
wendige Weiterentwicklungen durch eine
zu starre Fixierung eingeschränkt wird. Um
in einem solchen flexiblen System sicher zu
stellen, dass die nationale Ebene und dort
wo es sie gibt, die regionale politische Ebe-
ne, die Zuweisung von Kompetenzaus-
übung kontrollieren können, führt die Ver-

fassung ein „Frühwarnsystem“ für die Par-
lamente ein. Die Parlamente werden darauf
achten, dass die EU nur solche Initiativen
ergreift, die ihr gemäß der Verfassung und
nach dem Prinzip der Subsidiarität zuste-
hen. Deshalb müssen die Parlamente recht-
zeitig über neue Gesetzesvorschläge infor-
miert werden. Haben so viele Parlamente
Bedenken gegen einen bestimmten Vor-
schlag, dass sie mindestens ein Drittel der
EU-Bevölkerung vertreten, können sie von
der EU-Kommission eine Erklärung verlan-
gen. Wenn die Bedenken nicht ausgeräumt
werden, können die nationalen Regierungen
im Namen ihrer Parlamente vor dem Euro-
päischen Gerichtshof klagen.

Mit diesem System wird erstmals eine
direkte Beteiligung der nationalen parla-
mentarischen Ebene an der Ausübung der
europäischen Politik möglich. In Deutsch-
land bedeutet dies auch eine Einwirkungs-
möglichkeit für die Länder über den Bun-
desrat. Insofern ist die neue Regelung über
die Verteilung der Zuständigkeiten der EU
ein echter Fortschritt für mehr Bürgernähe
und Demokratie.

Über den Bundesrat
(Bild) können auch die
Bundesländer auf die

europäische Politik
Einfluss nehmen: 
Die Europäische

Verfassung strebt
mehr Demokratie und
mehr Bürgernähe an.
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3.1 Das größere Europa vor größeren 
Aufgaben

Die Europäische Union kann den Er-
wartungen ihrer Bürgerinnen und Bürger
nur gerecht werden, wenn sie entschlossen
und effizient handeln kann. Die EU der
Zukunft steht vor noch größeren Aufgaben
als die EU der vergangenen Jahrzehnte.
Gerade der Erfolg der Integration führt
dazu, dass die Handlungsfähigkeit der
Union stärker gefordert sein wird, nach
innen und nach außen: Die gemeinsame
Währung bedeutet, dass die EU-Staaten
auch bei der Beschäftigungspolitik und der
Reform der sozialen Sicherungssysteme
zusammenarbeiten müssen. Der Abbau der
Grenzkontrollen im Inneren macht eine
weitere Intensivierung bei der Bekämpfung
der grenzüberschreitenden Kriminalität
und enge Zusammenarbeit bei der Ein-
wanderungs- und Asylpolitik unumgäng-
lich. Die wachsende wirtschaftliche Bedeu-
tung der EU bringt auch eine größere
außenpolitische Verantwortung mit sich,
sowohl bei der Handels- und Entwick-
lungspolitik, als auch in der Bewältigung
von internationalen Krisen. Um endlich
Fortschritte zu einer wirklichen gemeinsa-
men Außenpolitik machen zu können,
erhält die EU mit der Verfassung einen
Europäischen Außenminister. 

Die erweiterte Union wird zunehmend
Schwierigkeiten haben, zu einzelnen The-
men Einstimmigkeit zwischen allen Mit-
gliedstaaten zu erreichen. Deshalb ist es ein
wichtiger Schritt, dass mit der Verfassung
die Abstimmung mit der qualifizierten
Mehrheit zur Regel wird. Eine qualifizierte
Mehrheit ist erreicht, wenn die Mehrheit
der Mitgliedstaaten, die mindestens 60 %
der EU-Bevölkerung vertritt, einem Vor-
schlag zustimmt. Für besonders sensible
Bereiche gelten zwar immer noch besonde-
re Anforderungen (zum Beispiel das Ein-

stimmigkeitserfordernis oder eine besonde-
re Mehrheit in Rat und Parlament), aber die
Grundlinie ist klar: eine EU mit 25 oder
mehr Mitgliedern darf nicht vom Veto ein-
zelner Mitgliedstaaten gehindert werden,
aktiv zu werden, wenn eine große Mehrheit
der Europäer ein Handeln fordern.

Die Mitentscheidung des Europäischen
Parlamentes ist eine notwendige Bedingung
für eine handlungsfähige EU. Wenn die
Entscheidungen der Europäischen Union
von den Bürgerinnen und Bürgern akzep-
tiert werden sollen, müssen sie demokra-
tisch getroffen werden. Das Europäische
Parlament spielt dabei die Schlüsselrolle.
Die Mitwirkung des Parlamentes ist jetzt
mit der Vereinfachung der Gesetzgebungs-
verfahren in der Europäischen Union zur
Regel geworden. Die verbleibenden Aus-
nahmen von dieser Regel müssen so bald
wie möglich in einer demokratischen Ver-
fassungspraxis überwunden werden.

3. MEHR HANDLUNGSFÄHIGKEIT

           

      

        

                         
                      
                

             

    

      

      

        
       

        

       

     

         

      

       
      

      

       

          

         
      

       

       

        

           

Die Zahlen machen
es deutlich: Zusam-
menarbeit bei der
Einwanderungs- 
und Asylpolitik ist
unumgänglich.
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Auch die Rolle der einzelnen Institutionen
wurde im Hinblick auf ihren Beitrag zu
mehr Handlungsfähigkeit überprüft. Dabei
war es wichtig, das Gleichgewicht des in-
stitutionellen Dreiecks aus Parlament, Rat
und Kommission weiter zu stärken. Die 
drei Institutionen müssen gemeinsam für

eine stärkere EU arbeiten.
Der Vertrag von Nizza hatte
nicht alle Fragen beantwor-
tet, wie die Institutionen in
einer Union mit 25 Mit-
gliedern angepasst werden
müssen, um besser und
schneller handeln zu kön-
nen. Diese Versäumnisse
werden jetzt von der Verfas-
sung nachgeholt.

3.2 Das Europäische Parlament:

Das direkt gewählte Europäische Parlament
ist das Herzstück der demokratischen
Union. Die Demokratisierung der Euro-
päischen Integration muss deshalb die
Stärkung des EP bedeuten. Durch die
Klarstellung, dass das normale Gesetzge-
bungsverfahren der EU die Mitentschei-
dung zwischen Parlament und Ministerrat
ist, wird die Rolle des Parlaments gestärkt.
Außerdem wird die gleichberechtigte Rolle
des Parlaments in der Haushaltsgesetz-
gebung der Union verbessert.

Eine weitere zentrale Funktion des EP ist
die Kontrolle der europäischen Exekutive,
das heißt der Europäischen Kommission.
Hier sieht der Verfassungsentwurf vor, dass
das Parlament den Präsidenten der Kom-
mission auf der Basis der Ergebnisse der
Europawahlen wählen wird. Damit ent-
steht eine direkte Verbindung zwischen
den Bürgerinnen und Bürgern, dem direkt
gewählten Europa-Parlament und den
Verantwortlichen für die Ausführung euro-
päischer Politik in Brüssel. Darüber hinaus
ist die Kommission gegenüber dem
Parlament verantwortlich und kann durch
ein Misstrauensvotum entlassen werden.
Damit kann das Parlament die demokrati-
sche Kontrolle über die Europapolitik ausü-
ben.    

                        

           

                                                           
                                                   

 
       

          

              

       

       

     

           

            

        

       

      

          

        

          

        

        

        

      

       

        

         

       

      

         

     

         
            
             

        
       

         
          
           

        

    

    

    

    

    

    

    

    

    

    

    

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

        

                               

  

      

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

 

 

 

 

 

 

   

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

   

Der Verfassungsentwurf
verstärkt die

Demokratisierung der
europäischen

Integration und damit
das von den euro-

päischen Bürgerinnen
und Bürgern direkt

gewählte Europäische
Parlament 

(Sitzung in Straßburg).

110 neue
Parlamentarier 
und neun neue
Amtssprachen 

kommen auf das
Europäische

Parlament mit der
Erweiterung um 

zehn Mitglieder zu.
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Das Europäische Parlament wird nach der
Erweiterung 110 neue Mitglieder aufneh-
men und neun neue Amtssprachen erhalten.
Daraus ergeben sich zahlreiche Verände-
rungen für die Organisation der Arbeiten
des Parlaments. Die Verfassung fixiert die
Obergrenze für die Zahl der Abgeordneten
(nicht mehr als 736), und stellt fest, dass die
Bürgerinnen und Bürger im EP „degressiv
proportional“ vertreten sind. Diese Formu-
lierung bedeutet, dass die Anzahl der
Abgeordneten sich grundsätzlich nach der
Bevölkerungsgröße des Mitgliedstaats rich-
tet, dass es aber mindestens vier Abgeord-
nete für die kleinsten Länder (Luxemburg,
Malta und Zypern) gibt. Dies ist ein not-
wendiger Kompromiss in einer EU, in der
das kleinste Mitglied (Malta) kaum mehr als
300.000 Einwohner hat, und der größte Mit-
gliedstaat (Deutschland) etwa 80 Millionen.

3.3 Die Europäische Kommission

Die Europäische Kommission spielt eine
wichtige Rolle als Motor der Europäischen
Integration. Sie überwacht die Einhaltung
der gemeinsamen Spielregeln und schafft so
die fairen Bedingungen für die Zusammen-
arbeit. Diese Aufgabe wird in einer größeren

Union, in der auch die Unterschiede zwi-
schen den Mitgliedern größer werden,
schwieriger, aber auch wichtiger. Deshalb
hat das Europäische Parlament in der
Verfassungsdebatte darauf geachtet, dass
die Kommission nicht geschwächt, sondern
im Gegenteil für die neuen Aufgaben mit
den nötigen Mitteln ausgestattet wurde. 

Mit der Wahl des Kommissionspräsidenten
durch das Parlament auf Basis der Er-
gebnisse der Europawahlen erhält der Chef
der europäischen Exekutive mehr politi-
sches Gewicht. In Zukunft werden die poli-
tischen Parteien mit Spitzenkandidat/innen
in die Europawahl ziehen. Der oder die
Präsident/in der Kommission wird den
Bürgern also vor der Wahl bekannt sein.
Nach langen Verhandlungen wurde verhin-
dert, dass die Kommission mit dem Beitritt
weiterer Länder immer größer und irgend-
wann zu schwerfällig wird, um zu handeln.
Die Europäische Kommission vertritt das
europäische Gemeinschaftsinteresse und
nicht die nationalen Interessen der Mit-
gliedstaaten. Die Kommission wird ab 2009
nicht mehr aus einem Kommissar pro
Mitgliedstaat bestehen, sondern aus 15 Eu-
ropäischen Kommissaren mit Stimmrecht,
dem Präsidenten der Kommission und dem

Mit der Wahl des
Kommissionspräsi-
denten (Mitte: Ro-
mano Prodi) durch 
das Europäische
Parlament wird
sowohl dieser, als
auch das Parlament
politisch gestärkt. 
Die 19 Mitglieder 
der amtierenden 
EU-Kommsission.
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neuen Europäischen Außenminister. Der
Kommissionspräsident kann darüber hi-
naus Kommissare ohne Stimmrecht ernen-
nen, die auf nationaler Ebene den Staatsse-
kretären entsprechen würden. Bei der Zu-
sammensetzung der Kommission muss auf
die geographische und politische Ausgewo-
genheit des Kollegiums geachtet werden.
Damit hat die Kommission unter Führung
eines gestärkten Präsidenten die Chance, zur
„Europäischen Regierung“ heran zu wachsen.

3.4 Der Ministerrat 
und der Europäische Rat

Im Rat der Europäischen Union sind die
Regierungen der Mitgliedstaaten vertreten.
Der Rat beschließt zusammen mit dem
Europäischen Parlament die europäischen
Gesetze. Der Verfassungsentwurf schreibt
vor, dass der Ministerrat immer dann, wenn
er Gesetze verabschiedet, öffentlich tagen
muss. Das ist eine demokratische Selbst-
verständlichkeit und ist lange vom Euro-
päischen Parlament gefordert worden.

Bisher gab es zu jedem Politikgebiet einen
eigenen Rat der zuständigen Fachminister
(Umweltministerrat, Landwirtschaftsmini-
sterrat usw.). Der Vorsitz im Ministerrat
wechselte alle sechs Monate. Dieses System
ist in einer EU mit 25 Ländern nicht  mehr
praktikabel. Schon jetzt ist es unpraktisch,
das alle sechs Monate ein anderes Land 
mit anderen Schwerpunkten eine neue
Richtung einschlägt. Die Verfassung schafft 

deshalb größere
K o n t i n u i t ä t ,
denn sie erlaubt
die Wahl von
Vors i tzenden
der Fachmini-
sterräte für län-
gere Zeiträume.
Außerdem er-

laubt sie dem Europäischen Rat, die Anzahl
der verschiedenen Fachräte zu reduzieren.
Neben dem Rat für die Gesetzgebung (dem
Allgemeinen Rat) und dem Rat für Aus-
wärtige Angelegenheiten, den der künftige
EU-Außenminister leitet, wird es nur noch
vier oder fünf andere Räte geben. Die
Verfassung sieht außerdem vor, dass der Rat
in der Regel mit der qualifizierten Mehrheit
aus einer Mehrheit der Staaten und einer
60%-Mehrheit der Bevölkerung entscheidet,
und nur noch in Ausnahmefällen einstim-
mig. Mit diesem gestrafften Verfahren wird
der Rat in der Zukunft besser in der Lage
sein, die Europäische Union zu führen.

In seiner Zusammensetzung aus den Staats-
und Regierungschefs der Mitgliedstaaten
gibt der Rat der EU politische Impulse.
Dieser „Europäische Rat“ ist jetzt ein eige-
nes Organ der Union geworden. Es gab viele
Diskussionen im Konvent über die Rolle
eines auf Dauer gewählten Präsidenten des
Europäischen Rates. Trotz großen Wider-
standes aus dem Europa-Parlament und aus
vielen kleinen Mitgliedstaaten ist ein sol-
ches Amt jetzt Bestandteil der Verfassung.
Der Präsident des Europäischen Rates soll
seine Aufgabe in der Koordinierung der
Arbeiten des Rates und der Vorbereitung
der Gipfeltreffen haben. Es muss aber in der
Praxis verhindert werden, dass der Ratsprä-
sident in Konkurrenz zum Kommissions-
präsidenten oder dem neuen Europäischen
Außenminister tritt. Der Ratspräsident wird
nur von den 25 Mitgliedern des Europäi-
schen Rates als deren Vorsitzender gewählt,
wohingegen der Kommissionspräsident
vom Europa-Parlament und damit von den
Vertretern der Bürgerinnen und Bürger
gewählt wird. Der Ratspräsident ist also
nicht der Präsident der Europäischen
Union, sondern eher der Sekretär des Rates.
In dieser Funktion kann er allerdings zu
einer besseren Handlungsfähigkeit des Eu-
ropäischen Rates beitragen.

Der EU-
Ratspräsident 
(z. Zt. Italiens
Ministerpräsident
Silvio Berlusconi)
soll nicht als
Präsident der
Eurpäischen Union
sondern lediglich 
als Sekretär des
Europäischen 
Rates agieren.
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4.1 Verfassungsgebung im offenen 
Konventsverfahren

Europa lebt durch seine Bürgerinnen und
Bürger. Deshalb war einer der Kernaufträge
an den Konvent, die Europapolitik ihren
Bürgern näher zu bringen. Die Entschei-
dung, den Entwurf für eine europäische
Verfassung von einem Konvent ausarbeiten
zu lassen, war ein erster wichtiger Schritt
hin zu mehr Bürgernähe. Der Konvents-
prozess war offen und auf einen regen Aus-
tausch mit der Zivilgesellschaft angelegt.
Durch die wichtige Rolle der nationalen
Parlamente und des Europa-Parlaments im
Konvent entstand eine völlig andere Atmo-
sphäre als in den traditionellen Regierungs-
konferenzen, in denen erst Diplomaten und
dann erst die Politiker der Mitgliedsländer
hinter verschlossenen Türen verhandeln.

Die Erfahrung aus dem ersten Konvent, der
im Jahr 2000 die Europäische Grundrechte-
charta erarbeitete, hat gezeigt, dass mit der
Konventsmethode eine breitere Debatte an-
gestoßen werden kann. Interessierte Bürge-
rinnen und Bürger konnten die Diskus-
sionen im Verfassungskonvent direkt in
Brüssel oder über das Internet verfolgen. Es
gab Anhörungen für die Organisationen der
Zivilgesellschaft; viele Gruppen und Einzel-
personen haben Vorschläge direkt an den
Konvent gemacht. Und es gab einen speziel-
len Jugendkonvent, in dem die junge Gene-
ration aus ganz Europa ihre Vorstellungen
zur Zukunft der EU formuliert hat. Auf die-
ser Basis war es dem Konvent möglich, die
europäischen Gemeinsamkeiten herauszu-
arbeiten und über die Interessen einiger Re-
gierungen hinauszugehen.

4.2 Europa der Bürger

Auch in der Substanz bringt die Verfassung
den Menschen die Europäische Union ein 

gutes Stück näher. Der wichtigste Schritt 
in diese Richtung ist die Aufnahme der
Grundrechtecharta als verbindlicher Teil
der Verfassung. Fast jede moderne Verfas-
sung enthält einen Katalog von Rechten und
Freiheiten der Bürger. Die Grundrechte-
charta der Europäischen Union war im Jahr
2000 nur als „politische Erklärung“ abgeben
worden, weil einige nationale Regierungen
sich der Aufnahme in die Verträge wider-
setzten. Dem Verfassungskonvent ist es jetzt
gelungen, die Charta zum Teil II der Ver-
fassung zu machen. Damit werden für die
Menschen der Europäischen Union die klas-
sischen politischen Freiheitsrechte, aber
auch die von den Sozialdemokraten gefor-
derten innovativen sozialen und wirtschaft-
lichen Bürgerrechte verankert. Die Charta
ist Ausdruck der Unionsbürgerschaft. Die
EU wird so immer mehr zu einem gemein-
samen Raum der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts.

Ein weiterer zentraler Aspekt für die Bür-
gernähe ist die Ausrichtung der EU nach
den Prinzipien der repräsentativen Demo-
kratie. Das gilt für die gestärkte Rolle des
Europäischen Parlamentes bei der Einset-
zung und Kontrolle der Europäischen

4. MEHR BÜRGERNÄHE

In einem speziellen
Jugendkonvent
konnten Jugend-
liche aus ganz
Europa ihre
Vorstellungen 
von der Zukunft
Europas formulie-
ren: Jugendkonvent
vom 9. bis 11. Juli
2002 unter dem
Vorsitz von
Giacomo Filibeck 
in Brüssel.
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Exekutive und bei der Gesetzgebung, aber
auch für die erwähnte stärkere Beteiligung
der nationalen Parlamente an der europäi-
schen Politik. Die nationalen und in ihren
Kompetenzbereichen auch die regionalen
Parlamente müssen über die Gesetzesvor-
haben auf europäischer Ebene rechtzeitig
informiert werden. Die Verfassung erkennt
dabei ausdrücklich die innerstaatliche Ord-
nung der Mitgliedstaaten und das Prinzip
der Selbstverwaltung (der Regionen und
Kommunen) an. Durch zwei der Verfassung
angehängte Protokolle wird eine enge Zu-
sammenarbeit der Parlamente (EU, natio-
nal, regional) vereinbart, sowohl bei der
Kontrolle der nationalen Regierungen als
auch bei der gemeinsamen Debatte über
europäische Gesetzesvorhaben. Das soge-
nannte „demokratische Defizit“ der EU ist
mit der Verfassung ein gutes Stück kleiner
geworden.

Die aktive Beteiligung der Bürgerinnen und
Bürger an der Europapolitik war ein wichti-
ges Anliegen des Konvents. Diese Teilnahme
erschöpft sich nicht in der Stimmabgabe bei
den Europawahlen, die deutlich attraktiver
wird, wenn der Wahlkampf direkt zwischen

Spitzenkandidaten für den Posten des
Kommissionspräsidenten geführt wird. Die
Verfassung widmet der aktiven Demokratie
ein eigenes Kapitel unter dem Titel „Das
demokratische Leben der Union“. Dieser
Artikel hebt auch die wichtige Rolle der
europäischen politischen Parteien für eine
demokratische Union hervor. In einem spe-
ziellen Artikel über die „partizipative De-
mokratie“ wird betont, dass die Gesetzge-
bungsverfahren der Union für interessierte
Bürgerinnen und Bürgern offen sein sollen,
damit ein Informations- und Meinungs-
austausch mit den Beteiligten organisiert
werden kann.

Eine echte Neuerung bedeutet das Bürger-
begehren, das auf Initiative des deutschen
Bundestagsvertreters im Konvent, Prof.
Jürgen Meyer, in die Verfassung aufgenom-
men wurde: Eine Million Bürgerinnen und
Bürger können mit einem solchen Begehren
die Europäische Kommission auffordern,
aktiv zu werden und Vorschläge zur Lösung
eines Problems zu machen. Mit diesem
Instrument ist der Grundstein für einen
europäischen politischen Prozess gelegt, in
dem die Bürger selbst die Initiative ergrei-
fen und die Politik in Bewegung bringen.

Schließlich erkennt die Europäische Verfas-
sung neben dem Dialog mit der Zivil-
gesellschaft auch ausdrücklich den sozialen
Dialog mit den Sozialpartnern an. Die
Einbindung von Gewerkschaften und Ar-
beitgebern ist in vielen Ländern der
Europäischen Union eine von den Sozial-
demokraten erkämpfte Tradition. Diese
Tradition wird, unter Achtung der nationa-
len Besonderheiten, nun auf der europäi-
schen Ebene fest geschrieben. Angesichts
der großen Herausforderungen beim Um-
bau der Sozialsysteme in Europa ist dieser
Dialog unverzichtbar, um Verwerfungen in
der Entwicklung der europäischen Gesell-
schaft zu verhindern. 

Der vom Deutschen
Bundestag in den
Konvent delegierte
Sozialdemokrat
Prof. Jürgen Meyer
hat das Instrument
des Bürger-
begehrens im
Verfassungsentwurf
durchgesetzt.
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5.1 Die Soziale Dimension

Die europäische Integration kann nur er-
folgreich sein, wenn sie den Menschen in
Europa mehr Sicherheit und Wohlstand
bringt. Die reine Marktintegration kann dies
nicht leisten. Europa braucht eine soziale
Dimension. Die Wirtschafts-, Beschäfti-
gungs- und Sozialpolitik wurden deshalb
mit dem Amsterdamer Vertrag von 1997
erstmals als Bestandteil des Gemeinschafts-
projektes anerkannt. Es gab und gibt aber
viele Widerstände gegen eine wirklich effek-
tive europäische Sozial- und Beschäfti-
gungspolitik. Auf Druck der Sozialdemo-
kraten enthält die Verfassung nun klarere
Bekenntnisse zu einem sozialen Europa.

Die Europäische Union muss wirtschafts-
und sozialpolitische Aspekte miteinander
verknüpfen. Anders sind die Herausforde-
rungen an eine wirtschaftlich leistungsfähi-
ge aber auch sozial gerechte Gemeinschaft
nicht zu bewältigen. Mit der im Jahr 2000
verabschiedeten „Lissabonner Strategie“
setzt sich die EU zum Ziel, Europa 

„zum wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensbasierten Wirtschafts-
raum in der Welt zu machen…, der fähig
ist, ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum
mit mehr und besseren Arbeitsplätzen und
einem größeren sozialen Zusammenhalt
zu erzielen.“ 

Dieses Programm verknüpft die Wirt-
schafts-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik
zu einem politischen Dreieck. Alle drei As-
pekte werden in der Verfassung als gleichbe-
rechtigte Faktoren in der Union  anerkannt.

Diese drei Politikbereiche sind besonders
stark an nationale Traditionen und spezielle
Entwicklungen der einzelnen Mitglied-
staaten gebunden. Deshalb sollen die jewei-
ligen Politiken nicht so sehr durch Harmo-

nisierung, sondern durch Koordinierung
zwischen den Mitgliedstaaten aufeinander
abgestimmt werden. Es ist ein Erfolg der
sozialdemokratischen Konventsmitglieder,
dass die „Methode der Koordinierung“ der
Politiken in der Wirtschafts-, Sozial- und
Beschäftigungspolitik in der Verfassung
anerkannt wird. Durch die Festlegung von
Zielen, Aktionsprogrammen und sogenann-
ten „Benchmarks“ (also Kriterien für den
Erfolg einer Politik) sowie durch deren
Überprüfung und europäische „road-maps“
(Fahrpläne) sollen die angestrebten Ziele
überall in der EU erreicht werden. Neben
dieser allgemeinen Koordinierung sieht die
Verfassung in bestimmten Bereichen der
Sozialpolitik echte Zuständigkeiten der
Union vor, so zum Beispiel beim Schutz der
Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz
oder bei Regelungen zur sozialen Sicherung
der Arbeitnehmerschaft. 

5.2 Die Wirtschaftspolitische Dimension 

In einem Raum mit einem gemeinsamen
Markt und einer gemeinsamen Währung
muss auch die Wirtschaftspolitik gemein-

5. DER EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTS- 
UND SOZIALRAUM

Für die europäi-
schen Sozialdemo-
kraten bleibt die
Vollbeschäftigung
der Maßstab für
eine erfolgreiche
Wirtschafts- und
Sozialpolitik:
Arbeitslose 
protestieren in 
den Straßen von
Bordeaux.



Der 
Verfassungs-
entwurf beruft sich
ausdrücklich auf 
die Charta der 
Vereinten Nationen.

THEMA EUROPA: Start in die erste Europäische Verfassung10/2003

24

sam organisiert wer-
den. Im dritten Teil
der Verfassung wird
die Wirtschaftspo-
litik als gemeinsa-
mes Interesse aller
Mitgliedstaaten fest-

geschrieben. Die Eu-
ro-Mitgl iedstaaten

können darüber hinaus
eine engere Koordinie-

rung ihrer Wirtschaftspoli-
tiken betreiben. Dies ist ein erster

Schritt hin zu einer Europäischen Econo-
mic Governance (europäischen Ordnungs-
politik). Besonders wichtig ist der Kampf
gegen die Arbeitslosigkeit in der EU. Zwar
konnten in den Jahren 2001 und 2002 ins-
gesamt 2,5 Millionen Arbeitsplätze geschaf-
fen werden, aber ein dauerhafter Rückgang
der Arbeitslosenzahlen ist noch nicht er-
reicht. Für die europäischen Sozialdemo-
kraten bleibt die Vollbeschäftigung der
Maßstab für eine erfolgreiche Wirtschafts-
und Sozialpolitik. Das Recht auf Arbeit ist

ein zentraler Bestandteil der europäischen
Grundrechte und eine zufriedenstellende
Beschäftigung ist eine Voraussetzung für
die Menschenwürde.

Darum haben die sozialdemokratischen
Mitglieder im Konvent dafür gekämpft, dass
die Vollbeschäftigung als ausdrückliches
Ziel der Union in die Verfassung aufgenom-
men wurde. Dies stellt gegenüber der bishe-
rigen Formulierung 'hohes Beschäftigungs-
niveau' einen Fortschritt dar. Die europäi-
sche Beschäftigungspolitik erhält damit
eine solide Basis in der Verfassung. Die EU
fördert eine abgestimmte Verbesserung der
Beschäftigungsfähigkeit und der Beschäf-
tigungsquote und unterstützt strukturelle
Verbesserungen auf den Arbeitsmärkten.
Die erwähnte Lissabonner Strategie ist der
Grundstein dieser Politik. Auch sie fordert
die Vollbeschäftigung.

Mit dem Verfassungskonvent hat die soziale
Dimension der EU endlich die Sichtbarkeit
erhalten, die für eine nachhaltige Wirt-
schaftspolitik notwendig ist. Das ist nicht
zuletzt das Verdienst der Arbeitsgruppe
„Soziales Europa“ unter der Leitung des
griechischen Sozialdemokraten Giorgios
Katiforis, die auf Druck von SPE-Mitglie-
dern innerhalb und außerhalb des Konvents
durchgesetzt wurde. Die Präambel der
Verfassung fordert jetzt das Hinwirken auf
sozialen Fortschritt, auf Gerechtigkeit und
Solidarität in der Welt, zudem erscheint die
soziale Marktwirtschaft unter den Zielbe-
stimmungen für die EU-Politik. Außerdem
werden die folgenden sozialpolitischen
Aufgaben formuliert: Soziale Gerechtigkeit,
Solidarität zwischen den Generationen,
Schutz der Kinder sowie der wirtschaftli-
che, soziale und territoriale Zusammenhalt
unter den Regionen der Union. Schließlich
macht sich die EU zur Aufgabe, die
Bekämpfung der Armut, den Schutz der
Menschenrechte, die Wahrung der Grund-

Alle Bürgerinnen 
und Bürger sollen 
bei erschwinglichen
Preisen Zugang 
haben zu den
„Diensten von 
öffentlichem Inte-
resse“ (Daseins-
vorsorge): wie z. B.
dem öffentlichen
Personennahverkehr.
S-Bahnhof Hannover
Nordstadt.
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sätze der Charta der Vereinten Nationen 
und die Förderung der kulturellen und
sprachlichen Vielfalt zu erreichen..

5.3 Daseinsvorsorge

Ein ganz wesentlicher Erfolg, den Sozial-
demokraten in der letzten Phase der
Konventsverhandlungen erreichen konnten,
ist die Schaffung einer verfassungsrechtli-
chen Basis für die „Dienste von öffentli-
chem Interesse“, also der Daseinsvorsorge.
Im Zuge der Globalisierung und der
Liberalisierung des Handels innerhalb und
außerhalb der EU wird zunehmend darüber
gestritten, welche Dienste weiterhin öffent-
lich gefördert und kontrolliert werden sol-
len, weil es bei ihnen um eine Grundversor-
gung der Bevölkerung oder politische Ziele

wie den Umwelt- oder Verbraucherschutz
geht. So zum Beispiel bei der Frage, ob die 
Wasserversorgung oder der öffentliche Per-
sonennahverkehr gänzlich dem Markt über-
lassen werden können oder ob es nicht not-
wendig ist, hier regulierend einzugreifen,
damit alle Menschen zu erschwinglichen
Preisen Zugang zu diesen Grunddiensten
haben. 

Mit der Aufnahme eines Artikels über die
Dienste der Daseinsvorsorge stellt die Ver-
fassung sicher, dass die gesellschaftspoliti-
schen Interessen bei solchen Diskussionen
den rein wirtschaftlichen Interessen gleich-
berechtigt gegenüber stehen. Reformen in
diesem Bereich müssen in Zukunft sowohl
die Wirtschaftlichkeit der öffentlichen Dien-
ste, als auch die Grundversorgung und die
soziale Ausgewogenheit im Blick behalten. 

„Im Mittelpunkt der
Mensch“ – Lösungs-
ansätze für die Da-
seinsvorsorge in der
Europäischen Union:
THEMA EUROPA
von Bernhard
Rapkay MdEP, (SPD)
Juni 2001.

Mit dem Verfassungs-
entwurf des Konvents
hat die soziale
Dimension der EU
endlich den Stellen-
wert erhalten, der 
für eine nachhaltige
Wirtschaftspolitik 
notwendig ist. 

Zeichnung: Brigitte
Schneider (1991)



Die Menschen in der Europäischen Union
erwarten, dass Europa den Herausfor-
derungen an die Freiheit des Einzelnen, die
Sicherheit und den Schutz vor Bedrohung
durch Kriminalität und Terrorismus gerecht
wird. Der Vertrag von Amsterdam hat das
Ziel eines Raumes der Freiheit, der Si-
cherheit und des Rechts festgeschrieben.
Der Europäische Rat von Tampere 1999 hat
aus dieser Vorgabe Handlungsmöglich-
keiten entwickelt und ehrgeizige politische

Ziele für den Be-
reich der Innen-
und Justizpolitik

vorgelegt. Aber
die Änderun-
gen des Am-
s t e r d a m e r
Ve r t r a g e s
haben trotz
Aufnahme
eines Kapi-

tels zu Visa,
Asyl, Einwanderung und

zum freien Personenverkehr
die Probleme nicht gelöst. Bei

den Bestimmungen von Am-
sterdam gilt nämlich über-
wiegend die Einstimmig-
keitsregel im Ministerrat;

das Europäische Par-
lament wird in den

meisten Fällen nur
angehört und die
Mitg l iedstaaten
der Union können
abweichende Re-
gelungen treffen.
Dem Ziel einer
gemeinschaftli-

chen Politik im
Bereich Justiz und

Inneres stand ent-
gegen, dass einige
Mitg l ieds taaten
hoheitliche Rechte

nicht teilen und statt dessen lieber in
Einzelfällen außerhalb der europäischen
Verträge zusammenarbeiten wollten, also
auf der Ebene der Regierungen untereinan-
der.

Die Europäische Verfassung stellt nun end-
lich die Innen- und Justizpolitik der Wirt-
schaftsintegration und dem Binnenmarkt
gleich. Unter den bisherigen EU Verträgen
fand die Zusammenarbeit im Bereich In-
neres und Justiz nämlich im sog. „dritten
Pfeiler“ der Europäischen Union statt.
Dieses Pfeilermodell zeigte seine Schwä-
chen insbesondere, weil die erfolgreichen
Verfahren der Gemeinschaftsmethode (die
gemeinsame Gesetzgebung von Europa-
Parlament und Ministerrat auf Vorschlag
der Kommission) nicht angewandt werden
konnten. Mit der Verfassung wird diese
Pfeilerstruktur überwunden. Nur noch die
Europäische Union wird mit den in der
Verfassung festgelegten Verfahren und In-
stitutionen handeln.

Der Europäische Gerichtshof (EUGH) in
Luxemburg ist jetzt für die gerichtliche
Überprüfung der gesamten EU-Politiken
zuständig und garantiert die universale
Anwendung des EU-Rechts.

Im Konvent gab es eine eigene Arbeits-
gruppe „Freiheit, Sicherheit und Recht“, 
die wichtige Fortschritte für ein Europa 
der Sicherheit und des Rechts formuliert
hat. Die Europäische Verfassung enthält
eine klarere Festlegung für Kompetenzen
und Zuständigkeiten der europäischen
Ebene bei der Innen- und Justizpolitik und
zwar nicht als reine Koordinierung von
nationalen Politiken, sondern als eigene
Befugnisse der Europäischen Union. Anders
wären die anstehenden Aufgaben auch
nicht zu erfüllen. Im Einzelnen eröffnet die
Verfassung in folgenden Bereichen neue
Perspektiven:
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6. RAUM DER FREIHEIT, DER SICHERHEIT 
UND DES RECHTS

Justitia, die römische Göttin der
Gerechtigkeit, wird durch die
Verfassung der Europäischen Union
eine echte EU-Bürgerin.
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6.1 Europol, Eurojust, 
Europäische 
Staatsanwaltschaft

Für den Bereich der poli-
zeilichen Zusammenar-
beit besitzt Europol eine
zentrale Rolle. Die opera-
tive Zusammenarbeit bei
der Verbrechensbekäm-
pfung ist allerdings der-
zeit in der EU noch nicht
effizient und zuverlässig.
Europol hat die Aufgabe,
die Tätigkeit von nationa-
len Polizeibehörden und
den Strafverfolgungsbe-
hörden zu unterstützen
und zu fördern, sobald
schwere Kriminalität ver-
folgt werden muss, die
länderübergreifende ge-
meinschaftliche Interes-
sen verletzt. Zu den Tätig-
keiten von Europol gehört
die Datenerfassung und 
-auswertung wie auch die
Koordinierung und Un-
terstützung von Ermitt-
lungen. Mit der Verfas-
sung wird Europol als
Gemeinschaftsagentur
anerkannt. Das Europäi-
sche Parlament wird an
der Kontrolle von Euro-
pol beteiligt. Darüber hinaus ist das Schen-
gener Informationssystem (SIS), durch das
Polizeidienststellen aller EU-Staaten sekun-
denschnell Daten über gesuchte Personen
und gestohlene Gegenstände abrufen kön-
nen, eine wichtiger Schritt zu einer europäi-
schen Verbrechensbekämpfung.

In der Verfassung wird auch die Justiz-
Zusammenarbeit fortentwickelt. Neben der
gegenseitigen Anerkennung und Voll-

streckung gerichtlicher Entscheidungen
zwischen den Mitgliedstaaten muss in
Zukunft im Bereich des Strafrechts eine
stärkere Zusammenarbeit erreicht werden.
Grundlage dazu ist neben Angleichungen
des Strafprozessrechts vor allem die ge-
meinsame Strafverfolgung. Hierzu schafft
die Verfassung mit der Einbindung von 
Eurojust und dem klaren Auftrag für die 
Schaffung einer Europäischen Staatsan-
waltschaft nun die Voraussetzungen.

Mit der Verfassung
wird Europol als
Gemeinschaftsagentur
anerkannt und
gestärkt. Dem grenz-
überschreitenden
Verbrechen innerhalb
der EU wird der
Kampf angesagt:
Zentrale der europäi-
schen Polizeibehörde
Europol am Raamweg
in Den Haag.

Der Europäische
Gerichtshof (EUGH) 
in Luxemburg ist
höchstes Gericht der
Europäischen Union.
Seine Urteile sind für
alle Gerichte und alle
Bürger in der EU 
bindend. Der EUGH
garantiert die Anwen-
dung des EU-Rechts 
in der gesamten EU.
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Danach ist Eurojust dafür zuständig, die
nationalen Justizbehörden bei der Straf-
verfolgung zu unterstützen. Ähnlich wie bei
Europol für die polizeiliche Tätigkeit, muss
auch für das Tätigwerden von Eurojust eine
Straftat mit Auswirkungen für die
Gemeinschaft insgesamt oder in mehreren
Mitgliedstaaten vorliegen. 

Die Europäische Union muss sich besser
gegen Straftaten schützen, die gegen die 
Interessen der Union selbst gerichtet sind 
und erheblichen finanziellen Schaden
anrichten (Betrug, Korruption). Deshalb
übernimmt die Europäische Staatsanwalt-
schaft auf der Basis der Verfassung bei sol-
chen Tatbeständen die Verfolgung und
bringt sie vor den nationalen Gerichten zur
Anklage. Die Verfassung enthält außerdem
eine Liste von grenzüberschreitenden
Straftaten, bei denen in Zukunft gemeinsam
vorgegangen wird. Diese Liste umfasst
Terrorismus, Menschenhandel, sexuelle
Ausbeutung von Frauen und Kindern,
Drogen- und Waffenhandel, Geldwäsche,

Korruption, Geldfälschung, Computer-
kriminalität und organisierte Kriminalität.
Mit diesen Bestimmungen der Verfassung
erhält Europa die Mittel, um den Bedro-
hungen – nicht zuletzt nach den Anschlägen
des 11. September 2001 – entschieden zu
begegnen.

6.2 Europäische Grenzkontrolle und 
Einwanderungspolitik

Im europäischen Binnenmarkt gilt die
Freizügigkeit für alle Unionsbürgerinnen
und Unionsbürger. Das heißt, jeder Bürger
kann frei von Grenzkontrollen die jeweili-
gen Binnengrenzen passieren. Der Wegfall
von Kontrollen im Binnenverkehr macht es
aber erforderlich, dass die Außengrenzen
der Union besser kontrolliert werden.
Durch einen umfassenden Schutz an den
Außengrenzen muss sicher gestellt werden,
dass Menschen in geordneten Verfahren in
die Union einreisen. Dies ist besonders
wichtig, um den Menschenhändlern und

Im Verfassungsent-
wurf will sich die EU
besser vor grenzü-
berschreitenden
Straftaten schützen:
Autos brennen am
27. Juli 2003 auf
dem nordspani-
schen Flughafen
Santander (links). 
Im niederbayrischen
Philippsreuth wer-
den am 18. März
2003 vier Tschechen
mit 264 Kilogramm
Haschisch aus
einem Wohnmobil
geholt, (mitte links).
26. Februar 2003:
Ein 52-jähriger und
19 Mitverdächtige
sollen Waffen aus
Bosnien und
Kroatien nach
Sachsen-Anhalt
gebracht haben
(mitte rechts). Kurz
vor dem Irak-Krieg
werden die Sicher-
heitsprüfungen ver-
stärkt: Frankfurter
Flughafen (rechts).
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Schleuserbanden das Handwerk zu legen.
Abgestimmte Kontrollen an den Außen-
grenzen sind die wichtigste Voraussetzung
für eine gemeinsame Visum-, Asyl- und
Einwanderungspolitik. Der Europäische
Rat von Sevilla hat die Entwicklung eines
integrierten europäischen Systems der
Grenzverwaltung beschlossen. Die Verfas-
sung schafft auch in diesem Bereich die not-
wendige Rechtsgrundlage und bietet die
Chance für eine europäischen Grenzschutz.

Eine gemeinsame europäische Politik für
Asyl und Einwanderung ist die Antwort auf
größer werdende Wanderungsbewegungen
von Menschen, die verstärkt die europäi-
schen Grenzen erreichen. Die Einigung auf
eine europäische Asylpolitik ist ein großer
Fortschritt. Die Mitgliedsstaaten der EU
haben eingesehen, dass es in einem offenen
Raum EU keinen Sinn hat, jeweils national
unterschiedliche Asylverfahren vorzusehen.
Ein einheitliches Verfahren, das über den
Status der Asylsuchenden für die gesamte
Union bestimmt, verhindert Missbrauch

und spart Kosten. Auf Druck der deutschen
Bundesregierung stellt die Verfassung aller-
dings klar, dass die Entscheidung über den
Zugang zum Arbeitsmarkt nach wie vor von
den jeweiligen nationalen Behörden getrof-
fen wird.

Noch ist die 
deutsch-polnische
Grenze eine
Außengrenze 
der EU: Der 
Zigarettenschmuggel
von Polen nach
Deutschland steht
weit oben auf der
Liste der Kontroll-
maßnahmen. Über-
prüfung eines 
aus Polen einrei-
senden Pkw am
Grenzübergang
Hohenwutzen.
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Ziel muss sein, eine gemeinsame Einwan-
derungspolitik zu entwickeln, die Migration
steuert, die Lasten gerecht verteilt und ille-
gale Einwanderung sowie Menschenhandel
verhindert. Für die Beschlussfassung über

diese Politiken sieht die Verfassung weitge-
hend das normale Verfahren der Gesetz-
gebung vor, also die Mitentscheidung des
Parlaments und Mehrheitsabstimmung im
Ministerrat. Allerdings gibt es wegen der
Sensibilität des Themas noch einzelne
Punkte, in denen Mitgliedstaaten auf der
Einstimmigkeit beharren. Die Europäische
Verfassung bietet trotzdem die Chance, die
notwendigen Entscheidungen für die Innen-
und Justizpolitik in den nächsten Jahren
auf den Weg zu bringen. Wenn dies gelingt,
wird nach dem Binnenmarkt auch der
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts vollendet werden können. 

Spezialscanner (x-
Ray-Scanner) setzt
die britische Polizei
zum Auffinden ver-
steckter illegaler
Einwanderer ein:
Eine Maßnahme,
nachdem der bri-
tische Zoll am 
20. Juni 2000 die
Leichen von 58 
erstickten Flüchtlin-
gen aus China in
einem holländischen
Gemüsefrachter
aufgespürt hatte.

Der Irrgarten der
Migration in Europa
muss einer gemein-
samen Einwande-
rungspolitik Platz
machen, die Migration
steuert, die Lasten
gerecht verteilt und
Menschenhandel ver-
hindert.

Zeichnung:
Pepsch Gottscheber
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Nicht erst der Golfkrieg hat gezeigt, wie
wichtig, aber auch wie schwierig es ist, eine
europäische Außenpolitik zu betreiben. Die
Europäische Union setzt sich dafür ein,
Konflikte zu verhindern, Unruheherde zu
befrieden und den Menschen in Krisen-
gebieten zu helfen. 

Die Union selbst ist aus dem Wunsch nach
Frieden entstanden. Dass sie auch sehr
erfolgreich Frieden außerhalb ihrer
Grenzen schaffen kann, zeigen die Einsätze
in Mazedonien und Bosnien-Herzegowina.
Auch die jüngste Mission im bürgerkriegs-
geschüttelten Kongo gehört dazu.

Das Anliegen der EU in der Außenpolitik ist
es, gewissen Werten weltweit zu stärkerer
Geltung zu verhelfen. Diese Werte und
Grundsätze sind: Demokratie, Rechtstaat-
lichkeit, die Unteilbarkeit der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten, die  Gleichheit
und Solidarität sowie die Achtung des
Völkerrechts gemäß der Charta der Ver-
einten Nationen (UN).

Besonderes Gewicht legt die EU auf die
Zusammenarbeit im Rahmen internationa-
ler Organisationen, insbesondere bei der
UNO. Die Europäische Verfassung bekräf-
tigt die Überzeugung Europas, dass gemein-
same Probleme in multilateraler Koope-
ration gelöst werden sollen und bildet damit
einen wichtigen Gegenpol etwa zur nationa-
len Sicherheitsstrategie der Vereinigten
Staaten von Amerika, die sich vorbehalten,
Konflikte im Alleingang zu lösen. Auch
Vereinigungen wie etwa die Organisation
für Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa (OSZE) oder die Organisation für
wirtschaftliche Entwicklung und Zusam-
menarbeit (OECD) gehören zu den Foren,
in denen die EU ihr Engagement ausbaut.

Die Verfassung macht für die Rolle Europas
in der Welt eine Vielzahl konkreter Vor-

gaben: So soll eine nachhaltige Entwicklung 
in den Ländern der Dritten Welt gefördert
werden, um die Armut zu beseitigen; die
Qualität der Umwelt soll erhalten und ver-
bessert werden; schließlich gibt die Verfas-
sung den Auftrag, weltweit bei Katastro-
phen und Unglücksfällen zu helfen. 

Die wichtigste Zielsetzung bleibt jedoch die
Sicherheit der Menschen in Europa und die
Wahrung der Interessen der EU. Um diese
Ziele erreichen zu können, schafft die
Verfassung neue und effizientere Strukturen

7. EUROPA IN DER WELT

Friedenstiftende
Maßnahmen von
EU-Soldaten:
Mazedonien-Einsatz
der Bundeswehr auf
dem Berg Erebino
nahe Tetovo, wo
deutsche Soldaten
Waffen von alba-
nischen Rebellen
einsammeln. 
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zur Weiterentwicklung gemeinsamer Poli-
tiken bei den Außenbeziehungen, der Si-
cherheit und der Verteidigung.

7.1 Der europäische Außenminister

Die wohl auffälligste Neuerung ist das
durch die Verfassung geschaffene Amt des
Außenministers der EU. Er wird die Ämter
des Hohen Vertreters des Rates, das heute
Javier Solana betreut, und die Funktion von
Außenkommissar Chris Patten vereinigen;
wegen der Zusammenführung dieser zwei
Ämter spricht man auch von der „Doppel-
hut-Lösung“. Der Außenminister der EU
wird so sowohl dem Rat für „Auswärtige An-
gelegenheiten“ als auch, in seiner Funktion
als Vertreter der Kommission, dem Euro-
päischen Parlament verantwortlich sein. 

Der Außenminister vertritt die EU in den
Bereichen der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik (GASP). Die GASP wird

damit personifizierbar und die EU be-
kommt ein Gesicht. Der Außenminister
wird seine eigenen Vorschläge einbringen
können und die Mittel erhalten, schneller
auf Ereignisse im Weltgeschehen zu reagie-
ren. Als Mitglied der Kommission ist der
Außenminister an deren Entscheidungen

      

                         
                     

                  

                    
                        
                      

       
                                  
                                      
                                     
       

           
                     
                    
                 
           

          

           

      

         

     

     

      

        

     

        

      

       
      

             
     

     

     

             
     

      

        

             

     

       

      

           

             

         
     

Der Konventsentwurf für eine Europäische Verfassung
gibt der EU den Auftrag, weltweit bei Katastrophen 

und Unglücksfällen zu helfen: Erdbeben am 25. Mai 2003
im algerischen Zemmouri, das über 2000 Todesopfer 

und fast zehntausend Verletzte forderte.
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gebunden. Weil das bei außenpolitischen
Themen zu Interessenskonflikten führen
könnte, darf er in diesem Bereich keine
Vorschläge zusammen mit der Kommission
einbringen. Diese Regelung gewährleistet
die Unabhängigkeit der Außenministers. Er
kann jedoch die Kommission auffordern,
seine Vorschläge zu unterstützen. Tut sie
das, erhalten sie mehr Gewicht.

Der Außenminister soll sich nach dem
Entwurf der Verfassung auf einen Euro-
päischen Auswärtigen Dienst stützen kön-
nen, der mit den diplomatischen Diensten
der Mitgliedstaaten zusammenarbeitet.
Diese Bestimmung, die in letzter Minute auf
Initiative der deutschen Bundesregierung
im Konvent aufgenommen wurde, soll eine
solide Grundlage für die Arbeit des Außen-
ministers schaffen. Die diplomatischen und
konsularischen Vertretungen der Mitglied-
staaten müssen ihre Zusammenarbeit ver-
stärken und zu einer abgestimmten Außen-
politik der Europäischen Union beitragen.

7.2 Entscheidungsfähigkeit in der 
Außenpolitik

Während die Einführung des Amtes des
europäischen Außenministers nahezu un-
umstritten war, gab es zu einer anderen
Frage keine Übereinstimmung im Konvent:
Sollen Entschlüsse auf dem Gebiet der
Außen- und Sicherheitspolitik einstimmig
gefasst werden oder genügt eine Mehrheit
der Mitgliedstaaten? Obwohl die Befür-
worter der Mehrheitslösung mit guten
Argumenten das Mehrheitsprinzip in der
Außenpolitik forderten, setzten sich die
Vertreter der Einstimmigkeitslösung, noch
unter dem Eindruck der Kontroversen
während des Irakkriegs, durch. Demnach ist
jetzt als Regel festgehalten, dass europäi-
sche Beschlüsse in der Außen- und Sicher-
heitspolitik einstimmig gefasst werden.

Allerdings sieht die Verfassung auch das In-
strument der konstruktiven Enthaltung vor:
Enthält sich ein Mitgliedstaat bei der Ab-
stimmung, dann kann auch ohne ihn ein
bindender Beschluss für die gesamte EU
gefasst werden. Daneben gibt es bedeutende
Ausnahmen von der Einstimmigkeitsregel,
wenn der Ministerrat auf der Grundlage ei-
nes Beschlusses des Europäischen Rates oder
eines Vorschlages des Außenministers han-
delt, Durchführungsbeschlüsse erlässt oder
einen Sonderbeauftragten ernennt. Mit die-

Der künftige EU-
Außenminister wird
die Ämter des bis-
herigen „Hohen
Vertreters für die
Gemeinsame
Außen- und Sicher-
heitspolitik“ der EU
(bisher Javier Solana,
oben) und des
Außenkommissars
(bisher Chris Patten)
in sich vereinigen:
Doppelhut-Lösung.
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a) die Werte, die grundlegenden Interessen, die Sicherheit, die Unab-
hängigkeit und die Unversehrtheit der Union zu gewährleisten;

b) Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte und die Grund-
sätze des Völkerrechts zu festigen und zu fördern;

c) gemäß den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen den 
Frieden zu erhalten, Konflikte zu verhüten und die internationale 
Sicherheit zu stärken;

d) die nachhaltige Entwicklung in Bezug auf Wirtschaft, Gesellschaft 
und Umwelt in den Entwicklungsländern zu fördern und hierbei als 
vorrangiges Ziel die Armut zu beseitigen;

e) die Integration aller Länder in die Weltwirtschaft zu fördern, unter 
anderem auch durch den allmählichen Abbau von Beschränkungen 
des internationalen Handels;

f) zur Entwicklung von internationalen Maßnahmen zur Erhaltung und 
Verbesserung der Qualität der Umwelt und der nachhaltigen Bewirt-
schaftung der weltweiten natürlichen Ressourcen mit dem Ziel bei-
zutragen, eine nachhaltige Entwicklung sicherzustellen;

g) den Völkern, Ländern und Regionen, die sich mit Naturkatastrophen 
oder von Menschen verursachten Katastrophen konfrontiert sehen, 
zu helfen; und

h) eine Weltordnung zu fördern, die auf einer engeren multilateralen 
Zusammenarbeit und einer verantwortungsvollen Weltordnungspo-
litik beruht.

DIE ZIELE DES AUSWÄRTIGEN HANDELNS DER EU:
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sen Zugeständnissen an die Wirklichkeit,
dass es extrem schwierig sein wird, bei 25
bis 30 Mitgliedstaaten völlige Übereinstim-
mung in der Außenpolitik zu erzielen, be-
steht die Möglichkeit, die Handlungs-
fähigkeit der EU nach außen Zug um Zug zu
verbessern.

Dazu gehört auch, dass die Rolle des Eu-
ropäischen Parlaments in der Außenpolitik  
durch den Konvent gestärkt wurde. Nach
der Verfassung muss das Parlament regel-
mäßig vom Außenminister über die Ent-
wicklung der Außen- und Sicherheitspolitik
unterrichtet werden. Das Parlament ist
befugt, dem Ministerrat Empfehlungen zu
geben und Anfragen an ihn zu richten.
Zweimal jährlich hält es eine Aussprache
über die Fortschritte ab, die die EU in der
gemeinsamen Außenpolitik gemacht hat.

Dabei werden auch Themen der Verteidi-
gungspolitik behandelt. Hierdurch wird
sichergestellt, dass das Parlament als demo-
kratisches Organ der EU zunehmend die
Kontrolle über eines der sensibelsten Felder
der Politik erhält.

7.3 Die Europäische Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik

Die Sicherheits- und Verteidigungspolitik
erhält in der neuen Verfassung einen eige-
nen Abschnitt und wird erheblich aufgewer-
tet. Mit Blick auf die neue Sicherheitslage
werden die Aufgaben in diesem Bereich
erweitert und die Bekämpfung des Terro-
rismus in die Ziele der EU aufgenommen.
Nicht zuletzt dem Einsatz der sozialdemo-
kratischen Vertreter im Konvent ist es zu

� gemeinsame Maßnahmen zur 
Abrüstung

� humanitäre Aufgaben und 
Rettungseinsätze

� Militärische Beratung und 
Unterstützung

� Konfliktverhütung und Erhaltung 
des Friedens

� Kampfeinsätze im Rahmen der 
Krisenbewältigung einschließlich 
Frieden schaffender Maßnahmen

� Operationen zur Stabilisierung 
nach Konflikten

DIE INSTRUMENTE DER EUROPÄISCHEN 
SICHERHEITS- UND VERTEIDIGUNGSPOLITIK:

Französische
Spezialeinheiten bei
Bunia im Nordosten
der Demokratischen
Republik Kongo (s.
Karte Seite 32) tra-
gen durch ihre
Operation zur
„Stabilisierung nach
Konflikten“ bei.
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verdanken, dass eindeutig der präventive
Charakter der Maßnahmen im Vordergrund
steht und klargestellt ist, dass zur Ver-
hütung und Beilegung von Konflikten
immer zunächst nicht-militärische Mittel
eingesetzt werden und die ganze Palette der
politischen und ökonomischen Instrumente
zur Problemlösung gewählt werden muss.

In der Erkenntnis, dass die Verteidigungs-
politik nach wie vor zu den am stärksten
beschützten Politikbereichen der Mitglied-
staaten gehört, eröffnet die Verfassung den-
jenigen Ländern, die bereits zu gemeinsa-
men Projekten auf diesem Gebiet bereit
sind, die Möglichkeit, im Rahmen einer
„strukturierten Zusammenarbeit“ voranzu-
gehen. Die Staaten, die zusammenarbeiten
wollen, machen verbindliche Zusagen
bezüglich der Leistung, die sie im Verteidi-
gungsbereich erbringen und legen fest, wel-
che militärischen Fähigkeiten sie gemein-
sam aufbauen wollen. Die „strukturierte
Zusammenarbeit“ ist dabei kein geschlosse-
ner Zirkel, sondern steht allen anderen
Mitgliedern offen, die sich an den Aktionen

beteiligen wollen und bereit sind, die daraus
entstehenden Pflichten zu übernehmen.
Eine weitere Errungenschaft der Verfassung
bei der Verteidigungspolitik ist die Einrich-
tung einer europäischen Rüstungsagentur,
die europaweite Forschungsvorhaben er-
möglicht und die Anschaffung von Rü-
stungsgütern koordiniert. Dadurch können
Kosten eingespart und Synergieeffekte ge-
nutzt werden. 

Auch wenn es nicht das Ziel europäischer
Politik ist, dem US-amerikanischen Rü-
stungshaushalt nahezukommen, der größer
ist als die entsprechenden Haushalte der
fünfzehn nachfolgenden Staaten zusam-
mengenommen, sind von der neuen Rü-
stungsagentur wesentliche Verbesserungen
der Verteidigungskapazitäten zu erwarten.

7.4 Handels- und Entwicklungspolitik

Zu einer europäischen Außenpolitik ge-
hören natürlich auch der internationale
Handel und die Entwicklungszusammen-

arbeit, die in der
neuen Verfassung
g le ichberecht ig t
neben der klassi-
schen Außenpolitik
und der Sicherheits-
und Verteidigungs-
politik stehen. Die
gemeinsame Han-
delspolitik ist eine
ausschließliche Zu-
ständigkeit der Eu-
ropäischen Union.
Die EU spricht des-
halb in den interna-
tionalen Organisa-
tionen wie der Welt-
handelsorganisa-
tion (WTO) mit
einer Stimme. Eu-

Die Bekämpfung der
Armut in den Ländern

der Dritten Welt ist
festgeschriebene

Vorgabe im
Verfassungsentwurf.

Märkte müssen geöff-
net und bestehende
Handelshemmnisse
abgebaut werden:

Armut und Elend an
einem Straßenrand in

Neu Delhi.
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ropa setzt sich dabei für einen fairen Welt-
handel ein.

Es ist gelungen, im Entwurf der Verfassung
die Rechte des Europäischen Parlaments zu
stärken, das nun in größerem Maße als bis-
her an der Gesetzgebung im Bereich der
Handelspolitik beteiligt wird und dessen
Zustimmung zum Abschluss von inter-
nationalen Abkommen erforderlich ist. 

Dieser Zuwachs an Verantwortung für das
Europäische Parlament ist zu begrüßen,
denn das Parlament drängt darauf, das Ziel
der Bekämpfung der Armut auch in der
Handelspolitik zu berücksichtigen. Der
europäische Markt muss sich deshalb für
Waren aus Ländern der sogenannten Drit-
ten Welt öffnen und bestehende Handels-
hemmnisse müssen abgebaut werden.

Die anderen Instrumente, mit denen die EU
schon heute in der Entwicklungszusam-
menarbeit arbeitet, bleiben erhalten. Dazu
gehört die finanzielle Hilfe für die ärmsten
Regionen ebenso wie die konkrete Unter-
stützung von Projekten, die auf eine nach-
haltige Entwicklung ausgerichtet sind.
Eines der wichtigsten Instrumente in die-
sem Bereich stellt die Europäische Investi-
tionsbank (EIB) dar. 

Bei der humanitären Hilfe nach Ka-
tastrophen in Entwicklungsländern ist die
EU Weltspitze. Mit der Europäischen
Verfassung wächst das Selbstbewusstsein
der Europäischen Union und auch die
Verantwortung, als eine der reichsten
Regionen der Erde für globale Gerechtig-
keit und die Bewahrung der Umwelt zu sor-
gen. 
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8. FAZIT: EUROPA IN BESSERER 
VERFASSUNG

ie Europäische Union ist die Erfolgsgeschichte unseres Kontinents. Die Zusammen-

arbeit zwischen 15 und bald 25 Staaten und Völkern ist die wertvollste politische

Errungenschaft der Zeit nach dem 2. Weltkrieg. Das bisher Erreichte ist Auftrag und

Ansporn, die europäische Einigung weiter zu entwickeln. Die EU hat weltweit Vorbild-

funktion als Raum der Freiheit, des Friedens und des Wohlstands. Um diese und andere

Aufgaben auch in Zukunft zu bewältigen, muss die EU neuen Schwung bekommen. Die

Verfassung leistet hierzu einen wichtigen Beitrag.

ie Erweiterung um 10 neue Mitglieder steht unmittelbar bevor, aber das wird nur eine

Etappe sein. Die Union wächst weiter und damit auch die Herausforderungen. In den vor-

angegangenen Kapiteln wurde gezeigt, in welchen Bereichen die Verfassung die Euro-

päische Union voran bringt. Die Verfassung macht die Union stärker nach innen und nach

außen, sie macht die EU bürgernäher und demokratischer und sie ist flexibel genug, um

Weiterentwicklungen zu ermöglichen. Diese Verfassung muss von den Menschen in

Europa verstanden und akzeptiert werden. Die Verfassung muss deshalb bekannt

gemacht und diskutiert werden. Sie muss in den Schulen, in Betrieben und in anderen

Teilen der Gesellschaft besprochen und unterstützt werden: als Ausdruck des gemeinsa-

men Willens der Bürgerinnen und Bürger in Europa, die Zukunft gemeinsam und friedlich

zu gestalten.

ie Analyse der Verfassung zeigt auch, dass es noch mehr zu tun gibt. Das gemeinsa-

me Haus „Europa“ hat ein Fundament und ein Dach. Der Innenausbau ist aber noch nicht

fertig. Alle sind eingeladen, an diesem historischen Projekt der Völkerverständigung mit-

zuarbeiten. Zudem kann die Europäische Verfassung Modell für friedliche Zusammen-

schlüsse in anderen Kontinenten werden. Europa hat so die Chance, ein Vorreiter für die

weltweite Zusammenarbeit im 21. Jahrhundert zu werden. Eine bessere Welt ist denkbar,

auch Dank der Überwindung alter Konflikte in Europa.

D

D

D
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